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Geſetz-Sammlung 
i für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


A Nr. 29. n 


(Nr. 2383.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Demminer Kreis⸗ 
Obligationen zum Betrage von 110,000 Rthlr. Vom 18. Auguſt 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Demminer Kreisſtaͤnden die Aufbringung der zu verſchie⸗ 
denen, den Kreis Demmin durchſchneidenden Chauſſeen, außer den Staats⸗ 
und ce deen erforderlichen Mittel im Wege eines Anlehns beſchloſſen, 
dieſer Beſchluß von Uns genehmigt worden, und das zur Negozirung dieſes 
Anlehns ernannte Kreisftändifche Komité bei Uns darauf angetragen hat, zu 
dieſem Behufe auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Kreis⸗ 
Obligationen zum Betrage von 110,000 Kthlr., geſchrieben Ein Hundert 
gehn Tauſend Thalern, ausftellen zu dürfen, wollen Wir, da ſich bei dieſem 

ntrage weder im Intereſſe der Gläubiger, noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden 
Inhaber ent alten, zur Ausftellung von 220, gefhrieben Zwei Hundert Zwan⸗ 
IR Stuͤck Demminer Kreis- Obligationen, eine jede zu 500 Rthle:, geſchrieben 
nf Hundert halern, welche nach anliegendem Schema unter Lit. A. 
No. 1. bis 220. auszuſtellen, mit Drei und ein halb Prozent jaͤhrlich zu ver⸗ 
zinſen und aus dem von dem Kreiſe aufzubringenden ee, nach der 
durchs Loos beſtimmten Folgeordnung, zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere Landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung er⸗ 
theilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 
zu machen befugt iſt. | 
Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 


Dritter ertheilen, wird für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 


keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats übernommen. 
Gegeben Sansſouci, den 18. Auguſt 1843. ö 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Graf v. Arnim. 


Jahrgang 1843. (Nr. 2383 — 2384.) 52 Dem: 


(Ausgegeben zu Berlin den A. November 1843.) 
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Demminer Kreis Obligation 
Lit. A. No. 
Rthlr. 500 Preuß. Kourant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Demminer Kreiſes bekennt 
auf Grund des unter dem 6. April c. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 30. April 1842. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe für jeden Inhaber 
guͤltige Verſchreibung zu einer Schuld von 
„Fuͤnfhundert Thaler Preuß. Kourant“ 
nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche gegen Leiſtungen fuͤr den Demminer 
Kreis kontrahirt werden. f 
Die Bezahlung geſchieht allmaͤhlig aus einem zu dieſem Behuf gebilde⸗ 

ten Tilgungsfonds von jaͤhrlich ein und ein halb Prozent des Kapitals. Die 
Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos 
beſtimmt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb 
ergehenden offentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es in ſechsmonat⸗ 
lichen Terminen, von heute an gerechnet, mit drei und ein halb vom Hundert 
mit gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. — Die Ausbezahlung der Zinfen 
und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zins⸗ 
ſcheine und dieſer Schuldverſchreibung, und wird der Inhaber auf vorſichtige 
Aufbewahrung dieſer Papiere aufmerkſam gemacht. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 0 

„ Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 5 | 

Demmin, den ten 1843. 


Die ftändifche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Demminer Kreiſe. 


it dieſer Obligationen find 10 Zinskoupons 
von Nr. 1— 10. mit der Unterſchrift des hierunter 
verzeichneten Landraths ausgegeben, deren Rückgabe 
bei früherer Einlöſung des Kapitals mit der Schuld⸗ 
verſchreibung erfolgt. 


(Nr. 2384.) Geſetz, das Kaſſationsverfahren in Zivilſachen bei dem Rheiniſchen Reviſions⸗ 
und Kaffationshofe betreffend. Vom 13. Oktober 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur groͤßeren Beſchleunigung des Kaſſationsverfahrens in Zivilſachen 
bei dem Rheiniſchen Reviſions⸗ und Kaffationshofe auf den Antrag Unſeres 
Juſtizminiſters und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, ſo wie 
dem Unſerer getreuen Staͤnde der Rheinprovinz, wie folgt: { 
S. 1. In der Denkſchrift, durch welche der Kaſſationsrekurs eingelegt 
wird, muͤſſen die Kaſſationsmittel einzeln und abgeſondert angegeben, und bei 
jedem Kaſſationsmittel muß, mit Hinweiſung auf die im Prozeſſe = 
n 
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nen Thatſachen das Gefek angeführt werden, von welchem der Kaffationskläger 
behauptet, daß es durch das angefochtene Urtheil verletzt worden. 

Dieſe Denkſchrift muß ſpaͤteſtens innerhalb vier Monaten nach der Zu⸗ 
ſtellung des angegriffenen Urtheils an die Parthei in dem Sekretariat des 
viſionshofes niedergelegt werden. 

8. 2. Nach erfolgter Niederlegung der Denkſchrift (S. 1.) findet eine 
anderweitige scat eden des Rekurſes nicht Statt, und iſt letzter, 
wenn die Denkſchrift den Erforderniſſen des S. 1. nicht entſpricht, auf den Ans 
trag des Verklagten als unannehmbar zu verwerfen. 

§. 3. Binnen zwei Monaten vom Tage der Praͤſidial⸗Ordonnanz, durch 
welche die Mittheilung des Kaſſationsrekurſes an den Kaſſationsverklagten und 
deſſen Vorladung verfügt worden iſt, muß der Kaſſationsklaͤger die Mittheilung 
des Rekurſes nebſt der Ordonnanz bewirken, und den Kaſſationsverklagten in 
den Formen, welche die Artikel 61., 68. und 69. der Zivilprozeßordnung vor⸗ 
ſchreiben, vor den Reviſionshof laden. 

ie Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften von Seiten des Kaſſationsklaͤgers 
hat den Verluſt des Rechtsmittels zur Folge. 17 
S. 4. Der Verklagte muß, wenn er im Inlande oder in einem an die 
Rheinprovinz angrenzenden Staate feinen Wohnſitz hat, binnen drei Monaten, 
vom Tage der Zuftellung der Kaſſationsſchrift an, dem Anwalte des Klaͤgers 
eine Erwiederungsſchrift zuſtellen laſſen und dieſe nebſt dem Zuſtellungsakt auf 
dem Sekretariat des Reviſionshofes niederlegen. f 

In den Faͤllen des Artikel 73. Nr. 2. und 3. der Zivilprozeßordnung 
richtet ſich die 5 nach den daſelbſt vorgeſchriebenen Beſtimmungen. 

§. 5. Nach Eingang der Erwiederungsſchrift kann jeder Theil die Sache 
zur Verhandlung und Entſcheidung befoͤrdern. 6 

$. 6. In der Öffentlichen Sitzung kann der Kläger die in der einge⸗ 
reichten Schrift angegebenen Kaſſationsgruͤnde weiter ausführen und vertheidigen. 

Neue Gruͤnde aufzuſtellen iſt ihm nicht geſtattet. 
1 $. 7. Iſt innerhalb der im 8. 4. beſtimmten Friſt eine Erwiederungs⸗ 
Schrift nicht eingegangen, ſo kann der Klaͤger die Ste — Sitzung befoͤrdern. 

5. 8. So lange noch kein Referent ernannt iſt, kann der Verklagte die 
verſaͤumte Erwiederungsſchrift nachbringen. Iſt bis dahin eine ſolche Nachbrin⸗ 
gung nicht erfolgt, ſo iſt auf den Antrag des Klägers in contumaciam zu 
erkennen. 

$. 9. Gegen Kontumazial⸗Urtheile iſt binnen drei Monaten, vom Tage 
der Zuftellung des Urtheils an, der Einſpruch zulaͤſſig. 

$. 10. Der Einſpruch wird durch eine dem Anwalt des Klägers zuge⸗ 
ſtelte und auf dem Sekretariat niedergelegte Denkſchrift eingelegt, welche die 
Gruͤnde in der Sache ſelbſt enthalten muß, und als Einredeſchrift gilt. . 

§. 11. Dieſe Denkſchrift iſt nur dann annehmbar, wenn ſogleich bei 
deren n die Summe von fuͤnf und zwanzig Thalern fuͤr die Kontu⸗ 
mazialkoſten dem Anwalt des Klaͤgers baar angeboten wird. 

12. Das gegenwärtige Geſetz ift auf alle nach dem 1. Januar 1844. 
eingehende ee anzuwenden. Entſprechen die vor dieſem Zeitpunkte 
angebrachten Kaſſationsgeſuche nicht den Erforderniſſen des §. 1., ſo fol zu 
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deren Nachholung dem Kaſſationsklaͤger auf den Antrag des Kaſſationsverklag⸗ 
ten eine angemeſſene Friſt beſtimmt und demnaͤchſt nach den Vorſchriften der 
Ss. 2. und folg. verfahren werden. 5 

$. 13. So weit die bisherigen Vorſchriften über das Kaſſationsverfah⸗ 
ü fen i Re gegenwaͤrtige Geſetz nicht abgeaͤndert ſind, bleiben dieſelben auch 
erner in Kraft. f 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 

Gegeben Sansſouci, den 13. Oktober 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. 
B brenn n. 


(Nr, 2385.) Verordnung wegen Freilaſſung des Bettwerks für den Schuldner und feine 
nächſten Angehörigen bei allen Arten der Exekutionsvollſtreckung. Vom 
13. Oktober 1843. a 


Wir Friedrich Wilhelm, ven Gottes Graden, König den 
Preußen ıc. ꝛc. 


verordnen, nach Vernehmung Unſerer getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, fuͤr ſaͤmmtliche Landestheile der Monarchie, in denen die 
Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, was folgt: 
Bei allen Arten von Exekutionsvollſtreckungen ſoll fortan das fuͤr die 
Schuldner, deren Ehegatten und die bei ihnen lebenden Kinder noͤthige 
Bettwerk von der Beſchlagnahme freigelaſſen werden. 
ö Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
| Gegeben Sansſouci, den 13. Oktober 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
8 Prim von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. Graf v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. 


v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. 
Graf v. Arnim. 


